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Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel 07.05.2013
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 208/2013-4

    Stand 03.04.2013
 
Betreff 
 

Weiterentwicklung der Bornheimer Verbundschule am Schulstandort Uedorf 
als regionales Förder- und Unterstützungszentrum Bornheim 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel  

1. nimmt das Grundkonzept zur Weiterentwicklung der Bornheimer Verbundschule am 
Schulstandort Uedorf als regionales Förder- und Unterstützungszentrum Bornheim 
zustimmend zur Kenntnis und  

2. beschließt, im Benehmen mit der Schulaufsicht und der Schulleitung die schulorgani-
satorischen Voraussetzungen – einschließlich der finanziellen Auswirkungen - für die 
Umsetzung und Genehmigung des Grundkonzeptes zu einem regionalen Förder- und 
Unterstützungszentrum am Schulstandort Uedorf zu prüfen und dem Ausschuss über 
die weitere Entwicklung regelmäßig zu berichten. 

 
Sachverhalt 
 
Die Landesregierung NRW hat am 19.03.2013 den Entwurf des ersten Gesetzes zur Umset-
zung der VN-Behindertenrechtskonvention in den Schulen (9.Schulrechtsänderungsgesetz) 
beschlossen und der Öffentlichkeit vorgestellt. Nach den allgemeinen Erkenntnissen sind 
einige Veränderungen gegenüber dem vorherigen Referentenentwurf festzustellen. So ist 
eine Evaluationsklausel im Gesetzentwurf eingefügt, die über den Zeitraum von 5 Jahren 
praxisorientierte Veränderungen ermöglicht. Zum anderen soll der Übergang der Kompe-
tenzzentren in Förderzentren geregelt werden. Überdies ist eine Änderung der vorgesehe-
nen Rechtsverordnung zur Mindestzahl der Schülerinnen und Schüler an Verbundschulen 
vorgesehen. Damit ist die Landesregierung  einigen Forderungen der kommunalen Spitzen-
verbände sowie der Stadt Bornheim  entgegengekommen. Dies gilt jedoch nicht für die Kon-
nexitätsfrage zur Lösung der künftigen finanziellen Aufwendungen und den nicht ausrei-
chenden Kriterien zur Umsetzung der Inklusion im Schulbereich. 
 
Die Landesregierung NRW ist trotz der Vorbehalte der kommunalen Spitzenverbände sowie 
der Städte und Gemeinden weiterhin nicht bereit, das 9. Schulrechtsänderungsgesetz wegen 
seiner grundsätzlichen Bedeutung einer weiteren Vorberatung zu unterziehen. Zur Informati-
on ist die Stellungnahme des Städte- und Gemeindebundes NRW zum Gesetzentwurf der 
Landesregierung (Anlage 1) beigefügt.  
 
Gerade im Bereich der sonderpädagogischen Förderung sind zur Weiterentwicklung der 
Bornheimer Verbundschule neue Konzepte anzudenken und erforderlich.  
  
Der Schulversuch „Ausbau von Förderschulen zu Kompetenzzentren für sonderpädagogi-
sche Förderung“, an dem auch der Bornheimer Verbundschule teilnimmt, endet mit Ablauf 
des Schuljahres 2013/14.  
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Erste Ideensammlungen zur Konzeptentwicklung vom Kompetenzzentrum in ein Förderzent-
rum haben bereits vorgelegen. Auf die Ausführungen des Bürgermeisters in der Vorlage Nr. 
060/2013-4 für die Sitzung des Ausschusses für Schule, Soziales und demographischen 
Wandel (ASS)  am 05.02.2013 wird verwiesen. 
 
Zwischenzeitlich haben mehrere Gespräche mit der Arbeitsgruppe „Zukunft des Kompetenz-
zentrums“ (Politik, Schulleitungen, Schulträger, Schulaufsicht, sonstige Interessengruppen) 
stattgefunden. Das Grundkonzept zur Weiterentwicklung der Verbundschule Uedorf zu ei-
nem regionalen Förder- und Unterstützungszentrum Bornheim (siehe Anlage 2) wurde zwi-
schenzeitlich erarbeitet, in der Bornheimer Schullandschaft reflektiert und dem Ministerium 
für Schule und Weiterbildung des Landes NRW als Stellungnahme der Stadt Bornheim vor-
gelegt. Die Landesregierung (MSW) hat zu einer Erörterung des Bornheimer Konzeptes am 
26. April 2013 eingeladen; über das Ergebnis dieses Austausches wird der ASS unterrichtet.  
 
Nach Ansicht des Bürgermeisters muss es weiterhin das Ziel der Stadt Bornheim als Schul-
trägerin sein, den Schulstandort Uedorf dauerhaft zu erhalten, um dessen Kompetenz zur 
Entwicklung der Inklusion für die gesamte Bornheimer Bildungspolitik zu stärken.  
 
Finanzielle Auswirkungen 
Z.Z. nicht absehbar 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
Stellungnahme des Städte- und Gemeindebundes NRW vom 21.03.2013  
Grundkonzept „Regionalen Förder- und Unterstützungszentrum Bornheim 


